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4. Elektronische Arbeitszeugnisse

Eine weitere Neuerung betrifft die Ausstellung von 
Arbeitszeugnissen, welche nun zumindest in elektro-
nischer Form nach § 126a BGB (qualifizierte elektro-
nische Signatur) möglich sind. Dies war bislang aus-
drücklich ausgeschlossen gem. § 630 S. 3 BGB und 
§ 109 Abs. 3 GewO. Voraussetzung ist die Einwilligung 
des Arbeitnehmers in die elektronische Form. 

5. Mindestlohn und Mindestausbildungsvergütung

Zum 1. Januar 2025 steigt der Mindestlohn auf 12,82 
Euro. Die Mindestausbildungsvergütung steigt auf 682 
Euro im ersten Lehrjahr (vgl. zu den anderen Sätzen 
BGBl. 2024 I Nr. 305 vom 14.10.2024). 

6. Kurzarbeitergeld

Am 1. Januar 2025 ist die Dritte Verordnung über die 
Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld in Kraft getre-
ten. Damit wird die maximale Bezugsdauer für das 
Kurzarbeitergeld auf der Grundlage von § 109 Abs. 4 
SGB III von 12 auf 24 Monate verlängert. Diese Verlän-
gerung ist bis zum 31. Dezember 2025 befristet. 

Pflicht zum Abruf von Einzelaufträgen bei 
Rahmenvereinbarung?

Der Auftraggeber einer Rahmenvereinbarung über 
die Erbringung von Werkleistungen ist jedenfalls dann 
nicht zum Abruf von Einzelaufträgen verpflichtet, wenn 
die Rahmenvereinbarung eine Regelung enthält, nach 
der eine solche Verpflichtung ausdrücklich nicht be-
steht.

LG Frankfurt/Main, Urteil v. 04.03.2024 - 2-31 O 587/23

Mangelnde Transparenz einer Vertragsklausel, 
die eine Sonderzahlung vom Betriebsergebnis 
abhängig macht

1.	 Eine Klausel, die die Zahlung einer Leistungsprä-
mie oder eines 13. Gehalts in Abhängigkeit vom 
Betriebsergebnis verspricht, ohne diese Abhängig-
keit näher zu bestimmen, ist wegen Unbestimmt-
heit intransparent und deshalb in Anwendung von 
§ 307 Absatz 1 BGB hinsichtlich der einschrän-
kenden Voraussetzung zum Betriebsergebnis un-
wirksam.

ARBEITSRECHT
Was ändert sich 2025 im Arbeitsrecht?

1. Nachweisgesetz - Nachweise in Textform möglich 

Die wesentlichen Vertragsbedingungen nach § 2 Abs. 
1 S. 2 NachwG können künftig in Textform, also auch 
elektronisch (z.B. per E-Mail) übermittelt werden, so-
fern die nachfolgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

•	 das Dokument muss für den Arbeitnehmer zu-
gänglich sein

•	 es muss speicher- und ausdruckbar sein
•	 mit der Übermittlung muss der Arbeitgeber den 

Arbeitnehmer auffordern, einen Empfangsnach-
weis zu erteilen.

Zum Beispiel kann ein Arbeitsvertrag mit den wesent-
lichen Vertragsbedingungen als Anhang zu einer E-Mail 
versendet werden, wobei eine Empfangsbestätigung 
beim Arbeitnehmer angefordert werden sollte, um den 
Zugang nachzuweisen. Für den Fall, dass es sich um 
ein befristetes Arbeitsverhältnis handelt, bleibt es beim 
Schriftformerfordernis nach § 14 Abs. 4 TzBfG. 

Hinweis: 

Die in § 2a SchwarzArbG genannten Branchen, wozu 
auch das SHK-Handwerk gehört, sind von den Erleich-
terungen im Nachweisgesetz ausgenommen (vgl. § 2 
Abs. 1 S. 6 NachwG). Auf Verlangen des Arbeitneh-
mers muss allerdings weiterhin ein Schriftstück mit 
„Nassunterschrift“ zur Verfügung gestellt werden (vgl. 
§ 2 Abs. 1 S. 3 iVm S. 1 NachwG). 

Auch die Änderungen der wesentlichen Vertragsbedin-
gungen nach § 3 S. 1 NachwG sind seit 1. Januar 2025 
in Textform möglich und können elektronisch übermit-
telt werden, sofern das Dokument für den Arbeitneh-
mer zugänglich ist, gespeichert und ausgedruckt wer-
den kann und der Arbeitgeber den Arbeitnehmer mit 
der Übermittlung auffordert, einen Empfangsnachweis 
zu erteilen. Diese Möglichkeit gilt für die Branchen 
nach § 2a SchwarzArbG nicht. 

2. AÜG – Arbeitnehmerüberlassungsvertrag in Text-
form möglich

Durch die Änderung von § 12 Abs. 1 S. 1 AÜG entfällt 
zukünftig auch das Schriftformerfordernis für Arbeit-
nehmerüberlassungsverträge zwischen Verleiher und 
Entleiher. Bei Arbeitnehmerüberlassungsverträgen ist 
ebenfalls die Textform möglich und diese können seit 
1. Januar 2025 z.B. per E-Mail geschlossen werden. 

3. Befristung von Arbeitsverträgen auf Regelalters-
grenze – SGB VI

Für Vereinbarungen zur Befristung des Arbeitsverhält-
nisses bis zur Regelaltersgrenze genügt zukünftig die 
Textform. Diese Ausnahme vom Schriftformerfordernis 
für Befristungsregelungen nach § 14 Abs. 4 TzBfG ist 
nunmehr in § 41 Abs. 2 SGB VI geregelt. Dies ermög-
licht Arbeitgebern, welche die wesentlichen Vertrags-
bedingungen in einem Arbeitsvertrag regeln möchten, 
diesen Prozess weitgehend digital zu führen. 
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2.	 Zur Erfüllung des Bestimmtheitsgebots als Be-
standteil des Transparenzgebots aus § 307 Absatz 
1 Satz 2 BGB ist es nicht ausreichend, wenn für 
einen beschränkten Teil der möglichen Anwen-
dungsfälle der Klausel eine Regelung bestimmt 
getroffen ist. Damit Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen der Transparenzkontrolle genügen, muss 
vielmehr die Vereinbarung so hinreichend be-
stimmt sein, dass sie als generelle Regelung für 
das Vertragsverhältnis geeignet ist und für alle na-
heliegend eintretenden Umstände eine bestimmte 
Regelung enthält.

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
23.02.2024, 12 Sa 864/23

BAURECHT
Erst leisten, dann fordern! 

Beschreibt der Auftraggeber die Leistung detailliert mit 
einem Leistungsverzeichnis, umfasst der vereinbarte 
Preis die Leistung nur in ihrer jeweils angegebenen 
Größe, Güte und Herstellungsart (BGH, NJW 1984, 
2457).

3.	 Erweist sich die vereinbarte Ausführungsart nach-
träglich als unzureichend und werden Zusatzlei-
stungen erforderlich, kann der Auftragnehmer eine 
Nachtragsforderung in Höhe der Kosten geltend 
machen, um die das Werk bei ordnungsgemäßer 
Ausführung von vorneherein teurer gewesen wäre 
(sog. Sowieso-Kosten).

4.	 Der bis zur Abnahme der Leistung vorleistungs-
pflichtige Auftragnehmer kann die Ausführung not-
wendiger Zusatzleistungen nicht von der Annahme 
seines Nachtragsangebots abhängig machen. Bei 
einem Streit über etwa erforderliche Mehrkosten 
muss er seine Ansprüche ggf. gerichtlich durch-
setzen.

OLG Dresden, Urteil vom 02.04.2020 - 12 U 446/18

Stockende Zahlung ist kein Indiz für Zahlungs-
unfähigkeit!

1.	 Bei der Beurteilung von Indizien, die auf eine 
Kenntnis des Gläubigers von der Zahlungsunfähig-
keit des Insolvenzschuldners hindeuten könnten, 
sind die Besonderheiten der Baubranche zu be-
rücksichtigen.

2.	 Kommt es bei einem Bauunternehmer gegenüber 
einem Baustofflieferanten zu vorübergehenden 
Zahlungsstockungen, so lässt dies keinen Schluss 
auf die Kenntnis des Lieferanten von der Zahlungs-
unfähigkeit zu.

3.	 Auch die Nichtzahlung der Rechnungen trotz Mah-
nung begründet keine Kenntnis des Baustoffliefe-
ranten.

OLG Frankfurt, Beschluss vom 07.12.2020 - 22 W 56/20

Notwendige Leistungen müssen bezahlt 
werden, auch wenn kein (wirksamer) Auftrag 
erteilt wurde!

1.	 Die Regelung des § 2 Abs. 8 Nr. 2 Satz 2 VOB/B 
ist auch anwendbar, wenn vertragliche Ansprüche 
gegen einen öffentlichen Auftraggeber mangels 
wirksamer Beauftragung ausscheiden.

2.	 Ein Anspruch auf Vergütung einer auftragslos 
erbrachten Leistung setzt u. a. voraus, dass ihre 
Ausführung (technisch) zwingend notwendig war. 
Lediglich zweckmäßige oder nützliche Zusatzleis-
tungen sind nicht notwendig.

3.	 Notwendig ist eine Leistung auch dann, wenn der 
Auftraggeber diese selbst für erforderlich hält, 
aber eine Anordnung zu ihrer Ausführung unter-
lässt, um so vermeintlich einer Nachtragsvergü-
tung zu entgehen.

4.	 Der mutmaßliche Wille des Auftraggebers beurteilt 
sich danach, was er bei objektiver Betrachtung 
vernünftigerweise entschieden hätte. Insoweit 
muss der Auftragnehmer den Willen des Auftrag-
gebers vor Beginn der Ausführung mit zumutba-
rem Aufwand erforschen.

5.	 Für eine unverzügliche Anzeige ist es erforderlich, 
aber auch ausreichend, wenn der Auftragnehmer 
die nicht beauftragten Leistungen nach Art und 
Umfang so beschreibt, dass der Auftraggeber 
rechtzeitig informiert wird und ihm die Möglichkeit 
gegeben wird, billigere Alternativen zu wählen. Nä-
here Angaben zur Höhe der für die nicht in Auftrag 
gegebenen Leistung anfallenden Vergütung sind 
nicht erforderlich.

OLG Jena, Urteil vom 25.03.2021 - 8 U 592/20

SACHVERSTÄNDIGENRECHT
Gutachten ist erstellt: Rechnung schreiben, 
und zwar schnell!

1.	 Der Anspruch des gerichtlichen Sachverständigen 
auf Vergütung oder Entschädigung erlischt, wenn 
er nicht binnen drei Monaten geltend gemacht 
wird.

2.	 Wird der Sachverständige in demselben Verfahren 
mehrfach herangezogen, ist für den Beginn der 
Frist die letzte Heranziehung maßgebend.

3.	 Ein Sachverständiger sollte nach jedem Tätigwer-
den in derselben Sache innerhalb der Dreimo-
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natsfrist eine Rechnung stellen, um zu vermeiden, 
dass wegen Fristablaufs der Vergütungsanspruch 
erlischt, da er nicht wissen kann, ob er zu einem 
späteren Zeitpunkt erneut herangezogen wird.

LG Ellwangen, Beschluss vom 21.03.2024 - 1 T 119/23

Wegen Mängeln unverwertbares Gutachten 
wird nicht vergütet!

1.	 Der gerichtlich beauftragte Sachverständige han-
delt nicht im Rahmen eines Dienst- oder Werkver-
trags. Seine Vergütung bezieht sich nicht auf ein 
Werk, sondern auf seine Tätigkeit als Gehilfe des 
Gerichts.

2.	 Sachliche Richtigkeit und Überzeugungskraft 
eines Sachverständigengutachtens sind kein Maß-
stab für die Vergütung der Tätigkeit des Sachver-
ständigen. Es kommt lediglich darauf an, dass die-
se Leistung überhaupt erbracht worden ist, nicht 
aber darauf, wie das Gericht oder die Parteien das 
Gutachten inhaltlich beurteilen.

3.	 Der Vergütungsanspruch des Sachverständigen ist 
ausnahmsweise zu versagen, wenn das Gutachten 
wegen objektiv feststellbarer Mängel unverwertbar 
ist und das Gutachten deshalb im Prozess auch 
tatsächlich unberücksichtigt bleibt.

OLG Frankfurt, Beschluss vom 04.11.2022 - 13 W 43/22

VERGABERECHT
Eignungskriterien sind eindeutig bekannt zu 
machen!

1.	 Auch im Anwendungsbereich der Sektorenver-
ordnung (SektVO) sind Angebote, die nicht den 
Vorgaben der Vergabeunterlagen entsprechen, im 
Rahmen der Wertung auszuschließen.

2.	 Die Vorschrift des § 15 Abs. 5 VgV, wonach der öf-
fentliche Auftraggeber von den Bietern Aufklärung 
über das Angebot oder deren Eignung verlangen 
kann, findet im Anwendungsbereich der SektVO 
entspr. Anwendung.

3.	 Der Ausschluss eines Angebots wegen der Nicht-
erfüllung von Anforderungen an die Eignung setzt 
voraus, dass diese Anforderungen im Vergabever-
fahren wirksam aufgestellt wurden. Eignungskri-

terien sind, in der Auftragsbekanntmachung, der 
Vorinformation oder der Aufforderung zur Interes-
senbestätigung aufzuführen.

4.	 Die wirksame Aufstellung von Eignungskriterien er-
fordert ihre eindeutige Bekanntmachung. Wird in 
der Bekanntmachung explizit nur auf die Anforde-
rungen im Musterteilnahmeantrag verwiesen, sind 
die im Text der ebenfalls - allerdings nur in einem 
größeren Konvolut - beigefügten Angebotserklä-
rung genannten zusätzlichen Präqualifikationsbe-
reiche hiervon nicht in der notwendigen Bestimmt-
heit erfasst.

VK Bund, Beschluss vom 25.10.2024 - VK 1-88/24

Wissensvorsprung ist auszugleichen!

1.	 Die Teilnahme eines Unternehmens am Vergabe-
verfahren, das den Auftraggeber bereits in dessen 
Vorfeld beraten oder unterstützt hat, kann grund-
sätzlich als Gefährdung eines ordnungsgemäßen 
Wettbewerbs angesehen werden. Trotz dieser Ge-
fahren ist die Teilnahme vorbefasster Unternehmen 
an dem Vergabeverfahren grundsätzlich zulässig. 
Dem Auftraggeber obliegt dabei die Verpflichtung, 
den Wissensvorsprung des einen Bieters durch In-
formation aller anderen Bieter auszugleichen.

2.	 Es liegt grundsätzlich im pflichtgemäßen Ermes-
sen des öffentlichen Auftraggebers, welche Maß-
nahmen er zur Herstellung eines fairen Wettbe-
werbs ergreift und unter Berücksichtigung der 
konkreten Umstände des Einzelfalls zu bewerten, 
ob bei einer Beteiligung des Projektanten der 
Grundsatz des fairen Wettbewerbs gewahrt wird. 
Da der öffentliche Auftraggeber dafür Sorge zu 
tragen hat, dass dem Projektanten im Vergleich 
zu seinen Wettbewerbern kein überlegenes An-
gebot ermöglicht wird, dürfen dem Projektanten 
aufgrund seines Wissensvorsprungs auch durch 
die festgelegten Eignungs- und Zuschlagskriterien 
keine Wertungsvorteile entstehen.

3.	 Der rügende Bieter als derjenige, die eine unzu-
reichende Mitteilung gesammelter Informationen 
durch vorbefasste Personen geltend macht, hat 
darzulegen, welche Informationen dies sein sollen 
und jedenfalls im Ansatz darzutun, dass diese In-
formationen wettbewerbsrelevant sind.

4.	 Bei der Bewertung kommt dem öffentlichen Auf-
traggeber systemimmanent ein Beurteilungs-spiel-
raum zu. Sie muss allerdings in sich und in Relati-
on zu den übrigen Angeboten nachvollziehbar sein. 
Es muss klar sein, welche konkreten qualitativen 
Eigenschaften der Angebote mit welchem Gewicht 
in die Bewertung eingegangen sind. Der Auftragge-
ber ist daher verpflichtet, die Gründe für seine Aus-
wahlentscheidung eingehend zu dokumentieren.

5.	 Die Bewertungsentscheidungen ist daraufhin über-
prüfbar, ob die jeweilige Bewertung im Vergleich 
ohne Benachteiligung des einen oder anderen 
Bieters plausibel vergeben wurde. Es muss nach-
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eines Angebots, das den ordnungsgemäß ermit-
telten Auftragswert deutlich übersteigt, stellt einen 
schwer wiegenden Grund dar, der den Auftragge-
ber zur Aufhebung der Ausschreibung berechtigt.

5.	 Die Feststellung der Unwirtschaftlichkeit erfordert 
eine aktuelle und ordnungsgemäße Ermittlung des 
Auftragswerts.

6.	 Auch mit angemessener Sorgfalt durchgeführte 
Schätzungen sind nur Prognoseentscheidungen. 
Bei der Ordnungsgemäßheit der Kostenschätzung 
geht es nicht vorrangig darum, dass die Preise tat-
sächlich den Marktpreisen entsprechen. Es kommt 
darauf an, dass die Methodik der Kostenermittlung 
grundsätzlich geeignet ist, Marktpreise im Voraus 
zu schätzen.

VK Nordbayern, Beschluss vom 08.12.2023 - RMF-
SG21-3194-8-25

Auch verdeckt produktspezifische Aus-
schreibungen sind unzulässig!

1.	 	In der Leistungsbeschreibung darf grundsätzlich 
nicht auf bestimmte Produkte eines Herstellers 
verwiesen werden. Die Bezugnahme auf ein Re-
ferenzprodukt ist nur ausnahmsweise zulässig, 
wenn der Auftragsgegenstand andernfalls nicht 
hinreichend genau und allgemeinverständlich be-
schrieben werden kann, wobei in diesem Ausnah-
mefall der Zusatz „oder gleichwertig“ erforderlich 
ist (hier verneint).

2.	 Maßstab für die Zulässigkeit der Benennung eines 
Leitfabrikats ist nicht, welches Produkt der Auf-
traggeber für vorzugswürdig hält. Die Vorschrift 
stellt vielmehr darauf ab, ob das gewünschte Pro-
dukt ohne Verweis auf das Leitfabrikat nicht hinrei-
chend genau beschrieben werden kann.

3.	 Für eine produktspezifische Ausschreibung muss 
ein besonders belastbarer sachlicher Grund in 
dem Sinne gegeben sein, dass es keine vernünf-
tige Alternative bzw. keine vernünftige Alternativ-
lösung gibt.

4.	 Ein Verstoß gegen das Gebot der Produktneutrali-
tät liegt auch dann vor, wenn man die Vorgabe des 
Leitprodukts für zulässig hält, der Auftraggeber 
sich aber nicht hinreichend mit den wettbewerb-
lichen Auswirkungen seiner Vorgaben beschäftigt.

VK Bund, Beschluss vom 07.08.2024 - VK 2-63/24

vollziehbar sein, weshalb ein Mitbewerber besser 
bewertet wurde; die Wertungen müssen im Quer-
vergleich mit den besser bewerteten Angeboten 
stimmig sein, insbesondere demjenigen des Zu-
schlagsprätendenten. Dabei dürfen aber im Inte-
resse der Handhabbarkeit keine allzu hohen Anfor-
derungen an die Bewertungsbegründung gestellt 
werden, eine Nachvollziehbarkeit genügt.

6.	 Präkludierte Verstöße dürfen nicht von Amts we-
gen aufgegriffen werden. Während das Aufgreifen 
eines zwar nicht präkludierten, aber sich auch nicht 
aufdrängenden Vergabeverstoßes dadurch geheilt 
werden kann, dass sich der Antragsteller die amts-
wegigen Überlegungen der Vergabekammer im 
Beschwerdeverfahren zu eigen macht, steht § 160 
Abs. 3 Satz 1 GWB als Präklusionsvorschrift gera-
de nicht zur Disposition der Verfahrensbeteiligten.

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 11.12.2024 - Verg 
24/24

Anforderungen an eine ordnungsgemäße 
Kostenschätzung?

1.	 Ein öffentlicher Auftraggeber ist aufgrund eines 
einmal eingeleiteten Vergabeverfahrens grund-
sätzlich nicht zur Zuschlagserteilung verpflichtet. 
Auch dann, wenn kein gesetzlich normierter Auf-
hebungsgrund vorliegt, kann er von einem Verga-
beverfahren Abstand nehmen.

2.	 Nur in Ausnahmefällen kann ein Anspruch auf 
Fortsetzung des Vergabeverfahrens angenommen 
werden. Das ist der Fall, wenn die Aufhebungsent-
scheidung willkürlich ist oder wenn die Aufhebung 
bei fortbestehender Beschaffungsabsicht nur zu 
dem Zweck erfolgt, Bieter zu diskriminieren.

3.	 Willkürlich ist die Aufhebung des Vergabeverfah-
rens nur dann, wenn sie unter keinem denkbaren 
Aspekt rechtlich vertretbar ist und sich daher der 
Schluss aufdrängt, dass sie auf sachfremden Er-
wägungen beruht. Willkür liegt erst vor, wenn eine 
offensichtlich einschlägige Norm in eklatanter Wei-
se nicht berücksichtigt oder der Inhalt einer Norm 
in eklatanter Weise missdeutet wird.

4.	 Die fehlende Wirtschaftlichkeit stellt ein grund-
sätzlich anerkennenswertes Motiv dar. Ein unwirt-
schaftliches Ergebnis der Ausschreibung aufgrund 




